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Gesates Misstrauen

Legitimitatssteigerung durch institutionelle Reform des Wahlpriifungs-
verfahrens?

Jakob Schemmel!

Lasst sich die politische Legitimitdt von Wahlen durch institutionelle Reformen der
Wahlpriifung steigern? Das derzeitige System der Wahlpriifung nach Art. 41 GG
und dem Wabhlpriifungsgesetz ist eine Kombination aus dem tiberkommenen par-
lamentarischen Selbstpriifungsrecht des Konstitutionalismus (Abs. 1) und dem
Beschwerdemodell (Abs. 2), das eine verfassungsgerichtliche Uberpriifung der
parlamentarischen Entscheidung ermdéglicht. Dieses zweistufige Mischsystem wird
immer wieder in Frage gestellt. Der Beitrag konzentriert sich auf zwei zentrale
Probleme der aktuellen Struktur (l.), stellt (internationale) Alternativen vor (ll.),
diskutiert Regelungsvorschlage fiir die Bundesebene (l11.) und schlie8t mit einer
kurzen Stellungnahme (1V.).

I. Probleme der Wahlpriifung unter dem Grundgesetz

Die von Sophie Schénberger? beschriebene Strategie der Delegitimierung der Par-
lamentswahlen trifft in der Wahlpriifung auf zwei Schwachpunkte, die besonders
anfallig fir solche Anwiirfe sind.

1. Es ist ein regelméafiiges Lamento von mit dem Wabhlrecht befassten Rechtswis-
senschaftler*innen, dass die Wahlpriifung des Grundgesetzes wegen der Einbin-
dung zweier Verfassungsorgane ein zu langes und komplexes Verfahren darstellt.
Die zeitintensiven Priifungen koénnten zur Frustration von Wahler*innen fiihren
und Transparenz und Legitimitdt der Wahlpriifung untergraben. Bereits die Or-
ganisation der Priifung im Bundestag ist so organisiert, dass eine Wahlpriifung
in substantiierten Féllen mindestens ein Jahr dauern muss: Der Beschluss des
Bundestages Uber einen Einspruch wird vom Wabhlprifungsausschuss vorberei-
tet, der vom Bundestag fiir die Dauer einer Wahlperiode gewahlt wird. Der Aus-
schuss wird daher regelmafiig nach der Regierungsbildung eingesetzt. Erst dann

! Dr. Jakob Schemmel, LL.M. (NYU) ist akademischer Rat a.Z. bei Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Andreas
Vofdkuhle am Institut fiir Staatswissenschaft und Rechtsphilosophie (Abt. I: Staatswissenschaft)
der Albert-Ludwigs-Universitat Freiburg.

2 Alles auf Anfang oder weiter so?: Die Wahlpriifung als Demokratietest, VerfBlog vom 26.10.2022,
https://verfassungsblog.de/alles-auf-anfang-oder-weiter-so/, DOI: 10.17176/20221 026-225932-0,
aktualisierte Fassung in diesem Heft, S. 365 ff., https://doi.org/10.24338/mip-2022365-368.
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kann die Wahlpriifung beginnen. Nach Herbstwahlen findet die miindliche Ver-
handlung vor dem Ausschuss daher friihestens im Friihjahr statt und eine Ent-
scheidung uber den im Bundestag zu beschliefienden Ausschussantrag wird
meist nach der parlamentarischen Sommerpause geféllt. Auch das sich anschlie-
ende Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht ist kein Schnell-
laufer. Die Beschwerden werden durch den Zweiten Senat im Senatsverfahren
entschieden. Selbst bei einer Entscheidung ohne miindliche Verhandlung (§ 48
Abs. 2 BVerfGG) ist das gerichtsinterne Verfahren aufwendig. Die Entscheidung
wird durch den Berichterstatter vorbereitet und in der Entscheidungsberatung
durch den Senat finalisiert. So kann auch eine A-limine-Verwerfung mehrere
Jahre in Anspruch nehmen.

2. Als zentrales Wahlpriifungsorgan macht sich der Bundestag zudem zum Priifer
in eigener Sache. Das damit verkniipfte Problem ist nicht so sehr rechtsstaatlicher
als vielmehr funktioneller Natur. Das Parlament ist kein Gericht und agiert auch
im Fall der Priifung der Rechtméfiigkeit einer Wahl nicht als solches. Mit dem
funktionellen korrespondiert ein weiteres Problem: Eine Wahlpriifung muss von
vermeintlich tibervorteilten Wahlergruppen als unvoreingenommen wahrgenom-
men werden, um Zweifel an der Rechtmafigkeit einer Wahl zu beseitigen. Auch
die gerichtséhnliche, auf die Rechtskontrolle zugeschnittene Vorbereitung der
Wahlpriifung® und das Neutralitatsprinzip* des Wahlpriifungsausschuss geni-
gen wohl nicht, um im derzeitigen politischen Klima Bedenken gegeniiber der
Neutralitat parlamentarischer Priifung zu zerstreuen. Entscheidend diirfte viel-
mehr das Vertrauen der Wahler*innen in die jeweilige Institution und das mit-
wirkende Personal sein. Bisher hat insbesondere die AfD unbegriindete Zweifel
etwa beziiglich der Manipulationsanfalligkeit der Briefwahl gesdt®. Dass die Mit-
wirkung von AfD-Mandatstragern bei der Wahlpriifung dazu beitragt, das Ver-
trauen in die Wahl und ihre Uberpriifung zu stirken, ist angesichts des destruk-
tiven Vorgehens der AfD in der Parlamentsarbeit unwahrscheinlich®. Hinzu tritt
das geringe Grundvertrauen gegentiiber Politik und Bundestag in der Bevolkerung

3 Vgl. Rainer Lippold, Die Priifung der VerfassungsmafSigkeit des Wahlrechts durch den Wahlpri-
fungsausschuss, in: DVBI. 1987, S. 933 (934 f.).

¢ Dazu Manfred Schulte/Wolfgang Zeh, in: Schneider/Zeh (Hrsg.), Parlamentsrecht und Parlaments-
praxis in der Bundesrepublik Deutschland, 1989, § 43 Rn. 12.

°  Felix Huesmann, Mythos Wahlbetrug: Wie AfD und rechte Kreise die Brief-wahl diffamieren,
RND vom 18.09.2021, https://www.rnd.de/politik/wahlbetrug-durch-briefwahl-was-steckt-dahin-
ter-und-warum-warnen-afd-und-rechte-kreise-vor-der-S6 GZTSYBNFGHDGNQY3444A6STY .html.

®  Dazu Lars Rensmann, Radical Right-Wing Populists in Parliament, Examining the Alternative for
Germany in European Context, in: German Politics and Society, Issue 128 (2018) Vol. 36, No. 3,
pp. 41-73, DOI: https://doi.org/10.3167/gps.2018.360303; Anna-Sophie Heinze, Zum schwieri-
gen Umgang mit der AfD in den Parlamenten: Arbeitsweise, Reaktionen, Effekte, in: ZPol (2021)
31, pp. 133-150, https://doi.org/10.1007/s41358-020-00245-0.
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(zwischen 32%7 und 49%?¢), das die Wahrnehmung des Bundestages als einer
neutralen Instanz bei der Beurteilung des eigenen Zustandekommens nicht be-
fordern dirfte. Nicht zuletzt die derzeitige Wahlpriifung des Bundestages zeigt,
dass eine Befriedung des Streits liber die Rechtméafigkeit einer Wahl im Bundes-
tag nicht zu erwarten ist. Bereits vor Abschluss des Ausschussverfahrens streiten
Regierungs- und Oppositionsparteien offentlich liber den Antrag des Aus-
schusses® und rechnen mit dem unumganglichen Beschwerdeverfahren zum Bun-
desverfassungsgericht!°.

Il. (Internationale) Alternativkonzeptionen

Das deutsche System der zweistufigen Wahlpriifung stellt zwar keinen internati-
onalen Sonderweg dar; auch Liechtenstein besitzt eine zweistufige Wahlpru-
fung.!! International vorherrschend ist jedoch ein einstufiges System. Ein kurzer
Blick in die Rechtsvergleichung zeigt zudem, dass die Wahlpriifung nicht notwen-
dig auch dem Parlament zugeschlagen werden muss. Die Tendenz in den alther-
gebrachten parlamentarischen Systemen scheint sogar gegenldufig zu sein: In
England, dem Geburtsort des parlamentarischen Wahlpriifungsrechts, ist die
Wahlpriifung wegen grassierender Wahlkorruption bereits 1868 speziellen
Wabhlgerichten tibertragen worden, die jeweils einen Einspruch entscheiden und
mit Berufsrichtern besetzt sind (sog. election court).*? Frankreich, das seit dem
Zusammentreten der Generalstinde 1789 ein parlamentarisches Wahlpriifungs-
recht kannte, hat die Wahlpriifung 1958 dem Conseil constitutionnel iibertra-
gen.'® Selbst der Kongress der USA, der in Art. 1 sec. 5 cl. 1 der US-Verfassung
als Richter uiber seine Wahlen eingesetzt wird, hat informell als Wahlpriifer ,ab-
gedankt” und uberlasst die Wahlpriifung der jeweiligen Gerichtsbarkeit der

7 RND vom 15.12.2021, https://www.rnd.de/politik/demokratie-in-deutschland-nur-jeder-zweite-
deutsche-vertraut-politik-AXGFK77A0)M4MWBIYIHVTOJQUE.html.

8 Statista Research Department vom 14.09.2022, https://de.statista.com/statistik/daten/studie/
182712/umfrage/vertrauen-in-nationales-parlament-in-deutschland-und-der-eu/.

® Julius Betschka, Wahlwiederholung und wenn ja, wie viele?: Berliner CDU warnt vor ,Basar*-
Mentalitdt bei Uberpriifung der Bundestagswahl, Tagespiegel vom 13.10.2022, https://www.ta-
gesspiegel.de/berlin/wahlwiederholung-und-wenn-ja-wie-viele-berliner-cdu-warnt-vor-basar-men-
talitat-bei-uberprufung-der-bundestagswahl-8747239.html.

10 Nikolaus Doll/Ricarda Breyton, ,Unrealistisch und rechtlich fragwiirdig” — Scharfe Kritik an Am-
pel-Plan zur Wahl-Wiederholung, Welt vom 13.10.2022, https://www.welt.de/politik/deutsch-
land/plus241568793/Bundestagswahl-in-Berlin-Rechtlich-fragwuerdig-Kritik-an-Ampel-Plan-zur-
Wahl-Wiederholung.html?notify=success_subscription.

' Gerald Kretschmer, in: Schneider/Zeh (Hrsg.), Parlamentsrecht und Parlamentspraxis in der Bun-
desrepublik Deutschland, 1989, § 13 Rn. 16.

12 Vgl. etwa Hans H. Klein/Kyrill-Alexander Schwarz, in: Diirig/Herzog/Scholz (Hrsg.), GG, 2022,
Art. 41 Rn. 15 m.w.N.

13 S. nur )ézsef Ruszoly, Zur Institutionengeschichte der parlamentarischen Wahlpriifung in Eu-
ropa, in: Der Staat 21 (1982), S. 203 (216 ff.).
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Bundesstaaten.'* Weniger eindeutig ist die Verfassungsrechtslage in den (weite-
ren) europdischen Staaten: Hier ist die Wahlpriifung entweder allein dem Parla-
ment, selbststandigen, teils mit Parlamentariern besetzten Komitees, speziellen
ad-hoc-Gerichten oder den Hochstgerichten libertragen. Fast immer jedoch ist die
Priifung einstufig angelegt.

Die Wahlpriifung in den deutschen Bundeslandern entspricht gréfitenteils der
Wahlpriifung auf Bundesebene. In Hessen und Bremen wird abweichend von die-
sem Modell die Eingangspriifung nicht durch das Parlament, sondern durch ein
sog. Wahlpriifungsgericht vorgenommen (Art. 78 HV, § 37 BremWahlG). Dieses
setzt sich in Hessen aus den ,zwei hochsten Richtern des Landes” (die Prasidenten
des Verwaltungsgerichtshofs und des Oberlandesgerichts) sowie drei gewéhlten
Mitgliedern des Landtags und in Bremen aus dem Prasidenten und Vizeprasiden-
ten des Verwaltungsgerichts sowie fiinf Mitgliedern der Biirgerschaft zusammen.
Die Entscheidungen dieser Wahlpriifungsgerichte kénnen durch Beschwerde vor
dem Staatsgerichtshof des jeweiligen Landes angegriffen werden. Ein einstufiges
Modell existiert nur in Berlin. Dort werden Einspriiche gegen die Giiltigkeit einer
Wahl vom Verfassungsgerichtshof entschieden.

I11. Reformvorschlage

Vor dem Hintergrund der Alternativkonzeptionen bewegen sich auch die Vor-
schlage zur Reform des deutschen Wahlpriifungsrechts. Allen ist gemeinsam,
dass sie den Bundestag als zentrales Wahlpriifungsorgan ablésen wollen. Meist
wird damit beabsichtigt, das Verfahren zu verkiirzen und seine Legitimation zu
starken.

1. Wahlpriifung durch den Bundesprasidenten

Nach einem Vorschlag von Hans-Detlef Horn'® sollte die derzeitige parlamentari-
sche Wahlprifung auf der ersten Stufe dem Staatsoberhaupt tibertragen werden.
Fir diesen Vorschlag wird angefiihrt, dass dem Bundesprisidenten auch unter
dem Grundgesetz in parlamentarischen Krisensituationen eine wichtige Rolle zu-
kommt (vgl. Art. 63 Abs. 4, Art. 68 Abs. 1 GG). Die Wahlpriifung sei mit diesen
Befugnissen prinzipiell vergleichbar. Auch miisste bei der Auslibung der Rechte
eine Rechtskontrolle erfolgen, so dass die Wahlpriifung sich stimmig in die Kom-
petenzen des Bundesprasidenten einflige. Tatsachlich wiirde eine solche (Verfas-
sungs-)Reform die diskutierten Probleme jedenfalls abschwéchen: Die Wahlprii-

¥ S, nur Lisa Marshall Manheim, Judging Congressional Elections, in: Georgia Law Review 51
(2017), pp. 361-426.

15 Hans-Detlef Horn, Muf} die Wabhlpriifung Sache des Bundestages sein?, in: Depenheuer/
Heintzen/Jestaedt u.a. (Hrsg.), Staat im Wort, Festschrift Isensee, 2007, S. 423-441.
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fung wire einem Organ Ulbertragen, das aus dem Wahlausgang keine unmittel-
baren Vorteile ziehen kann. Gleichzeitig leidet eine Priifung durch den Bundes-
prasidenten nicht unter Verzogerungen, die aus der Regierungsbildung oder den
Abstimmungsprozessen innerhalb eines Kollegialorgans stammen.

Dennoch wiirde die Wahlprifung durch den Bundesprasidenten wohl nur die
funktionellen Probleme restrukturieren. Die aufwendige Priifung hunderter Be-
schwerden und ihrer Substantiiertheit ist nicht zu vergleichen mit der Kontrolle
der Verfassungsmafligkeit von Gesetzen oder gar der hochpolitischen Entschei-
dung uber die Auflésung des Bundestages. Die Vielzahl der Verfahren mit unter-
schiedlichsten tatsachlichen und rechtlichen Fragestellungen diirfte den Amtstra-
ger auch bei einer Aufstockung der Mitarbeiterzahl des Bundesprésidialamtes
Uberbeanspruchen. Wird die Beschwerdemdglichkeit beibehalten, konnte
schliellich auch kein fuihlbarer Effekt bei der Verfahrensldange erzielt werden.

2. Wabhlpriifung durch das Bundesverfassungsgericht

Von der Literatur wird daher meist gefordert, dem Bundesverfassungsgericht die
alleinige Zustandigkeit fiir die Wahlpriifung zu tibertragen.'® Die erste Stufe der
Priifung durch den Bundestag wiirde so eliminiert. Zentrale Schwachstellen des
derzeitigen Systems wéren jedenfalls teilweise behoben, auch wenn die verfas-
sungsgerichtliche Priifung der Einspriiche sich auch in erster Instanz langwierig
gestalten wird. Als parteipolitisch neutrale Instanz konnte das Bundesverfas-
sungsgericht allfalligen Streit Uber die Rechtmafigkeit einer Bundestagswahl
besser befrieden als der Bundestag. Die zusétzliche Zustandigkeit bedeutete wohl
auch nicht zwangsldufig die in der Literatur haufig diskutierte Arbeitsiiberlastung
des Gerichts. Bisher entscheidet das Bundesverfassungsgericht in einem Bundes-
tagswahljahr bereits zwischen 60 und 80 Wabhlpriifungsbeschwerden. Eine Re-
kordzahl von Einspriichen wie im Jahr 2021 (2.115 Einspriiche) wiirde das Bun-
desverfassungsgericht jedoch aufder Tritt bringen. In jedem Fall sollte das Ver-
fahren vor dem Gericht analog zu § 81a bzw. {§ 93a-d BVerfGG ausgestaltet wer-
den. In einer eigenen ,Wahlprifungskammer kdnnten Einspriiche dann ohne
mindliche Verhandlung durch Berichterstatter*in im Wahlrecht und zwei wei-
tere Bundesverfassungsrichter*innen hinsichtlich ihrer Zulassigkeit beschieden
und ggf. abgelehnt werden. Eine Stattgabe hitte immer durch den Senat zu

16 Siehe nur Hans Herbert von Arnim, Die Strategien der Macht und das Problem ihrer Kontrolle,
in: NVwZ 2014, S. 846 (847); Gerald Roth, in: Umbach/Clemens (Hrsg.), Mitarbeiterkommentar
zum Grundgesetz, Bd. 11, 2002, Art. 41 Rn. 4; Winfried Kluth, in: Schmidt-Bleibtreu, GG, 15. Aufl.
2021, Art. 41 Rn. 2; Karl-Heinz Seifert, Gedanken zu einer Reform des Wahlpriifungsrechts, in:
DOV 1967, S. 231 (232); Hans Meyer, Der Uberhang und anderes Unterhaltsames aus Anlass
der Bundestagswahl 1994, in: KritV 77 (1994), S. 312 (354). Fiir einen prozessrechtlichen Ansatz
vgl. Wolfgang Schreiber, Das Bundesverfassungsgericht als Wahlpriifungsgericht, in: DVBI.
2010, S. 609 (615).
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erfolgen. Auch unter diesen Voraussetzungen bediirfte es zusétzlich einer Auf-
stockung an Mitteln und Personal.

Mit der Ausschaltung des Bundestages wire allerdings auch der Wegfall der , Tat-
sacheninstanz“ verbunden. Das Bundesverfassungsgericht ist grundsatzlich kein
Tatsachengericht. Das ist ein nicht unerhebliches Problem, da das Gericht sich
bei der Tatsachenermittlung meist auf interne Informationen stiitzt, die von wis-
senschaftlichen Mitarbeiter*innen und nicht in der miindlichen Verhandlung er-
hoben werden. Eine Ausnahme bildet vor allem das besonders aufwendige und
langwierige Parteiverbotsverfahren. Das Beweisantragsrecht und das Recht zur
Stellungnahme der Beteiligten in der miindlichen Verhandlung der Wahlpriifung
(§ 6 Abs. 2 und 4 i.V.m. § 7 WahlIPrG) liegt daher quer zur Praxis des Bundesver-
fassungsgerichts. Bei alleiniger Wahlpriifung durch das Gericht miissten daher
entweder die genannten Rechte der Beteiligten empfindlich eingeschrankt oder
aber die Tatsachenermittlung organisatorisch verselbststandigt werden.

3. Selbststandiges Wahlprifungsgericht

Schlieilich lieRRe sich fiir die Wahlpriifung auch ein eigenstandiges Wahlprii-
fungsgericht bilden, das — gleich ob mit oder ohne Beschwerdemdglichkeit zum
Bundesverfassungsgericht — an die Stelle des Bundestages treten wiirde. Unter
der Weimarer Reichsverfassung zeichnete ein solches selbststandiges Wahlprii-
fungsgericht fiir die Wahlpriifung verantwortlich (Art. 31 WRV).'” Dieses setzte
sich aus drei Mitgliedern des Reichstages und zwei Richtern des Reichsgerichts
zusammen. Neben dem ad-hoc-Gericht wurde auch ein Reichsbeauftragter er-
nannt, der das Verfahren auRerhalb der Verhandlungen fiihrte und ebenfalls Er-
mittlungen anstellen konnte. Mit Richter*innen des Bundesverwaltungs- oder
Bundesverfassungsgerichts besetzt kdnnte ein Wahlpriifungsgericht das Problem
der Selbstpriifung beseitigen und evtl. den Priifungszeitraum verkirzen.

Als ad-hoc-Gericht besdfie das organisatorisch selbststandige Gericht allerdings
keinen eingespielten Verwaltungsunterbau und Mitarbeitendenstab. Die Arbeits-
belastung der nur fiir einen bestimmten Zeitraum abgestellten Mitglieder ist
kaum abschatzbar. Ein etwaiger Riickgriff auf Ressourcen des Bundestages be-
deutete erneut grofle Ndhe zum Priifungsobjekt. Insbesondere aber konnte die
Tatigkeit eines verselbststandigten Wahlprifungsgerichts zur Gefahr einer Spal-
tung der verfassungsrechtlichen Auslegung von Art. 38 Abs. 1 S. 1 GG fiihren.
Ein vergleichbares Problem ergibt sich auch bei der Einsetzung des Bundesver-
waltungsgerichts als Wahlprifungsgericht. Selbst bei einer Besetzung des Wahl-
priifungsgerichts mit Verfassungsrichter*innen, die fiir das Wahlrecht zustiandig

7 Dazu vgl. Stephan Meyer, Das justizformige Wahlpriifungsgericht beim Reichstag der Weimarer
Republik, 2010, passim.
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sind, begriindete die Herauslosung der individuellen Richter*innen aus dem Se-
nat eine sonst uniibliche Eigenzustandigkeit im Wahlrecht.

IV. Anderungsbedarf?

Das zweistufige System der Wabhlpriifung ist getragen von politischen Erwagun-
gen, die nicht mehr verfangen: Die Wahlpriifung gehort nicht notwendig zur Par-
lamentsautonomie, die Gefahr des politischen Missbrauchs der Wahlpriifung
wird mittlerweile durch eine Parlamentspriifung eher gesteigert und die Eigen-
schaft des Bundestages als ,Hauptorgan des Staates“ (so der Abgeordnete des
Parlamentarischen Rates Josef Schwalber) verlangt nicht zwangsweise auch die
Ubertragung der Wahlpriifung. Eine institutionelle Reform der Wahlpriifung
scheint daher angezeigt. Eine vorzugswiirdige Regelung dringt sich allerdings
nicht auf. Die Reformvorschldge bringen eigene, teils schwerwiegende Probleme
mit sich. Am vielversprechendsten scheint die Ubertragung einer einstufigen
Wahlprifung auf das Bundesverfassungsgericht, die ergianzt werden konnte mit
einer Tatsachenermittlung etwa durch beauftragte Richter, einen Bundesbeauf-
tragten als Hilfsorgan oder den Bundeswahlleiter. Dennoch bliebe die einstufige
Wahlpriifung durch das Bundesverfassungsgericht ein Systembruch. Auch ohne
grofiere Reform und insbesondere ohne Verfassungsanderung konnte aber be-
reits jetzt die Arbeitslast der Wahlpriifung reduziert werden: Es bedarf einer
Kammerzustdndigkeit fiir das Verwerfen unzuldssiger und offensichtlich unbe-
grindeter Wahlpriifungsbeschwerden zur Entlastung des Bundesverfassungsge-
richts.

Letztlich bleibt fraglich, ob selbst weitreichende institutionelle Reformen ein
wirksames Mittel gegen systematisch gesdte Zweifel an der Rechtmafigkeit von
Wahlen darstellen. Als politische Strategie ldsst sich die Behauptung von Wahl-
falschung und Korruption bei der Wahlpriifung grundsatzlich gegen alle Institu-
tionen erheben. In das Bundesverfassungsgericht wird zwar ein besonders hohes
Vertrauen gesetzt (zuletzt 76% der Bevodlkerung!®). Jiingere Vorfille zeigen aber,
wie sensibel dieses Vertrauen bereits fuir vermeintliche Anzeichen einer vorgeb-
lichen Neutralitdtsverletzung sind. Essentiell waren daher Manahmen, die der
politischen Strategie der Delegitimierung als solcher wirksam begegnen. Dazu
zdhlt auch ein effektives Vorgehen gegen wahlbezogene Falschnachrichten?.

18 RTL/ntv-Trendbarometer vom 11.01.2022, https://www.n-tv.de/politik/Weniger-Ostdeutsche-
haben-Vertrauen-in-die-Polizei-article23049926.html.

1 Siehe etwa Bundeswahlleiter, Erkennen und Bekdmpfen von Desinformation https://www.bun-
deswahlleiter.de/bundestagswahlen/2021/fakten-fakenews.html.

391


https://www.n-tv.de/politik/Weniger-Ostdeutsche-haben-Vertrauen-in-die-Polizei-article23049926.html
https://www.n-tv.de/politik/Weniger-Ostdeutsche-haben-Vertrauen-in-die-Polizei-article23049926.html
https://www.bundeswahlleiter.de/bundestagswahlen/2021/fakten-fakenews.html
https://www.bundeswahlleiter.de/bundestagswahlen/2021/fakten-fakenews.html

	I. Probleme der Wahlprüfung unter dem Grundgesetz
	II. (Internationale) Alternativkonzeptionen
	III. Reformvorschläge
	1. Wahlprüfung durch den Bundespräsidenten
	2. Wahlprüfung durch das Bundesverfassungsgericht
	3. Selbstständiges Wahlprüfungsgericht

	IV. Änderungsbedarf?

